


 

Große Kreisstadt Eislingen/Fils 
Kreis Göppingen 

 
Bebauungsplan „Sängerstraße 3. Änderung – Bereich Sängerheim“ 

 
Planbereich 12: Auf der Ebene  
 
Bestandteil des Bebauungsplans ist der Lageplan des Planungsamts Eislingen/Fils vom 22. November 
2017/ 26. März 2018 
 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 

Rechtsgrundlagen der Festsetzungen sind: 

Das BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), das zuletzt 
durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) geändert worden ist. 

Die BauNVO in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), die zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist. 

Die PlanZV vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. 
Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist. 

Das BNatschG vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. 
September 2017 (BGBL. I.S. 3370) geändert worden ist. 

 
In Ergänzung der Planeinzeichnung wird Folgendes festgesetzt: 
 
1. 
 

Art der baulichen Nutzung 
(§9 Abs. 1 Nr.1 BauGB und 
§§ 1-15 BauNVO) 
 

WA - allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 
 

1.1 Beschränkung der Anzahl der Wohnun-
gen in Wohngebäuden 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
 

Die Anzahl der zulässigen Wohnungen je Wohnge-
bäude wird beschränkt (siehe Einschrieb im Plan). 

2. Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. §§ 16-21 
BauNVO) 
 

Siehe Einschrieb im Plan 
Gemäß Einschrieb im Plan (Nutzungsschablone) ist 
die Grundflächenzahl als maximal zulässige Grundflä-
chenzahl festgesetzt. 
Tiefgaragen: Die zulässige Grundfläche darf gem.  
§ 19 Abs. 4 Nr. 3 BauNVO durch die Grundfläche über-
schritten werden, durch die die Baugrundstücke le-
diglich unterbaut werden, jedoch max. bis zu einer 
Grundflächenzahl von 0,8. 
 

2.1 Festsetzung der Erdgeschossfußboden-
höhe (EFH)  
(§ 9 Abs. 3 BauGB) 
 
 
 
 

Die Erdgeschossfußbodenhöhe muss in Abstimmung 
mit dem Baurechtsamt festgelegt werden und städ-
tebaulich vertretbar sein. 
 



 
2.2 
 

Zahl der Vollgeschosse 
(§ 20 Abs. 1 BauNVO) 
i. V. mit  
Höhe baulicher Anlagen 
Gebäudehöhe/ Wandhöhe 
(§ 18 BauNVO) 
 

Siehe Einschrieb im Plan 
 
Die maximale Gebäudehöhe als Entfernung zwischen 
Erdgeschossfußbodenhöhe und dem höchsten Punkt 
des Gebäudes sowie die maximale Wandhöhe (WH), 
als Entfernung zwischen der Erdgeschossfußboden-
höhe und Oberkante der Dachhaut oder Attika, wird 
entsprechend der Einschriebe im Plan festgesetzt. 
 

3. Bauweise 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und  
§ 22 BauNVO) 
 

 
offene Bauweise nach § 22 (2) BauNVO 
 

4. Überbaubare Grundstücksfläche 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und 
§ 23 Abs.1 BauNVO) 
 

Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen sind im zeichnerischen Teil des Bebau-
ungsplans durch Baugrenzen festgesetzt. 
Ein Vortreten von Erkern, Wintergärten, Balkonen 
und Vordächern über die Baugrenze bis zu einer 
Breite von 5 m und einem Vortreten von  
1 m wird zugelassen. 
 

5. Stellung der baulichen Anlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Die im Plan eingetragenen First- und Gebäudehaupt-
richtungen sind zwingend einzuhalten. 
 

6. Stellplätze und Garagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und  
§ 12 BauNVO) 

Garagen und überdachte Stellplätze („Carports“) sind 
nur ausnahmsweise außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig. Tiefgaragen bzw. unterir-
dische Gemeinschaftsgaragen sind davon ausgenom-
men; sie können in den Wohnbauflächen im gesam-
ten Geltungsbereich zugelassen werden.  
Der Stellplatznachweis für Mehrfamiliengebäude (>4 
WE) muss mindestens zu 75 % in der Tiefgarage erfol-
gen. Tiefgaragen sind mit mind. 0,5 m Erdsubstrat zu 
bedecken und mit standortgerechten Ansaaten und 
Pflanzungen zu begrünen.  
 

7. Nebenanlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und § 14 
BauNVO) 

Nebenanlagen als Gebäude sind im Gesamten außer-
halb der überbaubaren Grundstücksfläche nur bis  
18 m³ umbauter Raum zulässig. 
 

8. Behandlung von Niederschlagswasser 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB  
i. V. mit § 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 

Zur Kompensierung der Eingriffe in den Wasserhaus-
halt werden Maßnahmen zur Behandlung des Nieder-
schlagswassers festgesetzt. 
Das anfallende Niederschlagswasser der Dachflächen 
der Hauptgebäude, der Garagen sowie überdachter 
Stellplätze ist einer Anlage zum Sammeln von Nieder-
schlagswasser (Regenwasserzisterne) zuzuführen. 
Anlagen zum Sammeln von Niederschlagswasser 
sind: 
- unterirdisch eingebaute oder oberirdisch im 

Freien aufgestellte Behälter 
- Behälter in Gebäuden 
Die Kapazität der Regenwasseranlage muss mindes-
tens 2,5 Kubikmeter betragen. Das in der Regenwas-



seranlage gesammelte Wasser ist für die erforderli-
che Bewässerung der Garten- und Grünflächen zu 
verwenden; die Nutzung des Wassers als Grauwasser 
im Haus ist nach den anerkannten Regeln der Technik 
möglich. Die Regenwasseranlage ist mit einem Über-
lauf zu versehen. Es wird empfohlen, das überschüs-
sige Niederschlagwasser auf dem Baugrundstück zu 
versickern (Versickerungsmulde), damit die Regen-
wässer wieder dem Wasserhaushalt zugeführt wer-
den. Alternativ kann der Überlauf an die Kanalisation 
angeschlossen werden, so dass ein ordnungsgemä-
ßes Ableiten des überschüssigen Regenwassers ge-
währleistet ist. 
 
Durch diese Festsetzungen werden auch die Forde-
rungen des § 45 b Abs. 3 Wassergesetz berücksich-
tigt. 
 

9. Behandlung von Böden 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Der Oberboden ist zu Beginn der Baumaßnahmen zu 
sichern und wieder einzubauen. Bei der im Bebau-
ungsplan vorgesehenen Grundflächenzahl von 0,4 
sind wesentliche Teile des abgetragenen belebten 
Oberbodens im Bereich des Plangebiets in den Haus-
gärten wieder einzubauen.  
 

10. Grünflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15) 

Auf den Grünflächen sind bauliche Anlagen im Sinne 
des § 2 LBO sowie eine Lagerung von Gegenständen 
oder anderen Stoffen oder Abfällen nicht zulässig. 

 
11. Bindungen für Bepflanzungen  

und für die Erhaltung von  
Bäumen, Sträuchern und  
sonstiger Bepflanzung sowie  
von Gewässern 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b) BauGB) 
 

Die im Plan dargestellten Einzelbäume sind zu erhal-
ten und bei Abgang zu ersetzen. 
Der Schutz der durch Pflanzbindung (PFB) geschütz-
ten Bäume vor mechanischer Beschädigung ist bei ei-
ner Baumaßnahme (z. B. im Zuge der Baustellener-
schließung) durch den jeweiligen Bauherrn nachzu-
weisen und durch geeignete Maßnahmen sicherzu-
stellen. 
Der Gehölzbestand innerhalb der Grünfläche entlang 
der Hohenstaufenstraße ist unter Berücksichtigung 
naturschutzfachlicher Gesichtspunkte zu unterhal-
ten.  
 

12. Vermeidungsmaßnahmen zum Arten-
schutz (§ 44 BNatSchG) 
 

Die Entfernung von Bäumen und Großsträuchern im 
Zuge der Baufeldräumung ist entsprechend der Na-
turschutzgesetzgebung ausschließlich im Zeitraum 
zwischen 1. Oktober und 28. Februar zulässig.  
Da zwischen dem Zeitpunkt der Erstellung der arten-
schutzrechtlichen Einschätzung (Oktober 2017) und 
der Realisierung eines Bauvorhabens u. U. ein Zeit-
raum von mehreren Jahren liegen kann, besteht 
grundsätzlich die Möglichkeit, dass die innerhalb der 
Bauflächen befindlichen Bäume von artenschutz-
rechtlich relevanten Arten besiedelt werden. In die-
sem Fall wird im Sinne eines Risikomanagements 
empfohlen, vor einer geplanten Fällung eine erneute 



Inaugenscheinnahme durch einen Experten vorzu-
nehmen. 
Sofern vorhandene Gebäude mit Quartieren ge-
schützter gebäudebesiedelnder Tierarten saniert oder 
abgebrochen werden, sind die Belange des Arten-
schutzes nach § 44 BNatSchG zu berücksichtigen. 

   

I I. A u f z u h e b e n d e  F e s t s e t z u n g e n 
   
Innerhalb des Geltungsbereichs bestehende planungsrechtliche Festsetzungen werden mit Inkrafttre-
ten dieses Bebauungsplans neu geregelt bzw. außer Kraft gesetzt.  

 
I I I. H i n w e i s e 
 
Kreisarchäologie  Es ist nie vollständig auszuschließen, dass im Rahmen von Bodeneingriffen 

überraschend archäologische Funde und/oder Befunde zutage treten. Ge-
mäß § 20 DSchG ist in einem solchen Fall die Kreisarchäologie Göppingen so-
wie das Regierungspräsidium Stuttgart/ Ref. 86 Denkmalpflege umgehend zu 
benachrichtigen.  
Darüber hinaus können bei tiefer in den Untergrund eingreifende Maßnah-
men jederzeit auch archäologische/ paläontologische Tier- und Pflanzenreste 
zutage treten. Nach § 2 DSchG unterliegen entsprechende organische Reste 
und Fossilien ebenfalls dem Denkmalschutz, so dass zumindest auffällige Ver-
steinerungen und Knochen meldepflichtig sind. 
 
Im Planungsgebiet kann im Bereich der Hangzone die Fossillagerstätte „Fisch-
saurierfriedhof Eislingen“ ausstreichen. Es ist deshalb nicht auszuschließen, 
dass im Rahmen der geplanten Bodeneingriffe paläontologisch bedeutende 
Funde zutage treten. 
 
Deshalb ist der Beginn der Erdarbeiten einschließlich der Ver- und Entsor-
gungsleitungen drei Wochen zuvor der Kreisarchäologie Göppingen (Schloss 
Filseck, Postfach 809, 73008 Göppingen, Tel. 07161-50318-0/50318-17; r.ra-
demacher@landkreis-goeppingen.de) und dem Regierungspräsidium Stutt-
gart, Referat 84.2 Denkmalpflege schriftlich mitzuteilen. Der Kreisarchäologie 
ist Gelegenheit zur Beobachtung der Arbeiten zu geben. Sollten Funde und 
auftreten, muss gemäß § 20 DSchG die Möglichkeit zur Bergung und Doku-
mentation eingeräumt werden. Eventuelle Leerzeiten im Bauablauf sind im 
Interesse einer wissenschaftlichen Dokumentation einzuplanen. Auf die Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. 
 

Bodenschutz und Alt-
lasten 

Es sind keine Altlasten bekannt. 

Niederschlagswasser 
 
 
 

Die im Merkblatt “zur erlaubnisfreien, flächenhaften Versickerung von Nie-
derschlagswasser“ des Landratsamts Göppingen aufgeführten Regelungen 
sind zu beachten. Das Merkblatt liegt der Begründung als Anlage bei. 

Feuerwehr 
 

Die nach der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur geforderten Flächen für Rettungsgeräte der Feuerwehr auf Grund-
stücken und Zufahrten, VwV Feuerwehrflächen in der jeweils gültigen Fas-
sung, sowie die notwendigen Zu- und Durchfahrten sind im Baugenehmi-
gungsverfahren nachzuweisen.  
Die Feuerwehrzufahrten sind zu beschildern  
 



 

Satzung über die Örtlichen Bauvorschriften 
Bebauungsplan  „Sängerheim, 3. Änderung – Bereich Sängerheim“ 
 
Planbereich 12: Auf der Ebene 
 

Bestandteil der örtlichen Bauvorschriften ist der Lageplan des Planungsamts Eislingen/Fils vom  

22. November 2017/ 26. März 2018 

 

IV. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 
Rechtsgrundlage der örtlichen Bauvorschriften ist: 

Die LBO in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 2010, die zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 21. November 2017 (GBl. S. 612) geändert worden ist. 

 
 
I. Ö r t l i c h e  B a u v o r s c h r i f t e n  
1. Dachform, Dachneigung und Dachbegrünung 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 
 
 

Siehe Einschrieb im Plan. 
Flachdächer sowie Pultdächer bis 10° Dachnei-
gung auf Haupt- und Nebengebäuden sind zu be-
grünen. 
Die Dachflächen sind nach Einbringung einer ge-
eigneten Erd- bzw. Substratschicht zu bepflanzen 
und dauerhaft zu erhalten (z. B. Gräser, bodende-
ckende Gehölze, Wildkräuter). Ausnahmsweise 
können Lichtkuppeln, Glasdächer und Terrassen 
zugelassen werden, wenn sie dem Nutzungs-
zweck des Gebäudes dienen und untergeordnet 
sind. Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie 
können zugelassen werden. 
 
 
 

2. 
 

Dacheindeckung 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

Zulässig für die Dacheindeckung der Satteldä-
cher sind rote, braune, sowie graue, nicht glän-
zende Bedachungsstoffe. 
 

3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Dachaufbauten, Dacheinschnitte, 
Dachaufbauten 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Dachaufbauten und Dacheinschnitte bei Sattel-
dächern dürfen im Gesamten in Traufrichtung je 
Dachfläche 2/3 der Trauflänge nicht überschrei-
ten. Vom seitlichen Dachrand und vom First ist 
ein Abstand von mind. 1,5 m einzuhalten. 
 
Die Dachgeschosse bei Pult- und Flachdächern 
müssen an drei Seiten um jeweils 1/6 der darun-
terliegenden Gebäudelänge zurückversetzt sein, 
(s. Beispielskizze), max. aber 3,50 m. 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Diese Regelung gilt nicht für zulässige Vollge-
schosse als oberstes Geschoss. 

 
 
Bei Flach-und Pultdächern kann ausnahmsweise 
die festgesetzte maximale Gebäudehöhe durch 
untergeordnete technische Dachaufbauten (z.B. 
Lichtkuppeln, Fahrstuhlüberfahrten oder derglei-
chen) um max. 1 m überschritten werden, sofern 
diese zu den Außenkanten des jeweiligen Gebäu-
des einen Abstand von min. 2 m einhalten.  
Diese dürfen maximal 30 % der Dachflächen ein-
nehmen. Hierfür entfällt die Pflicht der Dachbe-
grünung nach 1. 
Aufgeständerte Anlagen zur Gewinnung von So-
larenergie sind in Kombination mit Dachbegrü-
nung zulässig. Auch hierfür gelten die zuvor ge-
nannten Abstände und Höhenüberschreitungen. 
 

4. Einfriedigungen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 
 

Tote Einfriedigungen entlang des öffentlichen 
Verkehrsraums sind nur bis 1 m Höhe und in Form 
von Natursteinen, Holz-, Stahl- oder Drahtge-
flechtzäunen zulässig. Diese sind zu hinterpflan-
zen wobei gebietsheimische Gehölze zu bevorzu-
gen sind. 
 

5.  Müllbehälter 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Die vom Straßenraum aus sichtbaren Standorte 
der Müllbehälter sind, sofern sie nicht in den Ge-
bäuden untergebracht werden, mit Hecken oder 
durch berankte Pergolen auf drei Seiten ein-
zugrünen. 
 

6. Gestaltung der Stellplätze und Zufahrten 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)  

Stellplätze und Zufahrten sind zur Verringerung 
der Versiegelung mit wasserdurchlässigem Belag 
(Drainpflaster, Rasenpflaster, Rasengittersteinen, 
Feinschotter oder ähnlichem) herzustellen. 

7. Außenantennen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO) 

Es wird pro Gebäude jeweils eine Außenantenne 
(Stab- oder Parabolantenne) zugelassen. 
 

8. Niederspannungsfrei- und Telekommunikati-
onsleitungen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 
 

Niederspannungsfrei- und oberirdisch geführte 
Telekommunikationsleitungen sind im Plangebiet 
nicht zugelassen. 
 
 
 



 
 
 

9. 
 

Aufschüttungen und Abgrabungen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 
 
 
 
 

Geländemodellierungen und Aufschüttungen 
sind im Abstand bis zu 4 m vom Straßenraum nur 
bis zu 0,50 m über/unter dem angrenzenden 
Straßenniveau (auch Privatstraße) zulässig. 
Zu benachbarten Grundstücksgrenzen ist ein ma-
ximaler Höhenversatz von 0,80 m zulässig.  
 
 

10. Stellplatzsatzung (§74 (2) 2 LBO) 
 

Abweichend von § 37 (1) LBO wird die Zahl der 
notwendigen Stellplätze je Wohnung auf 1,5 er-
höht. Es ist jeweils bei angefangenen Dezimalstel-
len auf die nächst höhere Zahl aufzurunden. 
 
 

   
I I. A u f z u h e b e n d e  F e s t s e t z u n g e n 
Innerhalb des Geltungsbereichs bestehende bauliche Festsetzungen werden mit Inkrafttreten dieser 
örtlichen Bauvorschriften neu geregelt bzw. außer Kraft gesetzt. 
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